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Briefing Notes 
Gruppe 62 – Informationszentrum Asyl und Migration 

25. Januar 2021 

Äthiopien 

NGOs befürchten Hungersnot in Tigray 
Nach Angaben des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR) benötigen Tausende eritreische 
Flüchtlinge in Tigray dringend Hilfe. Es mangelt an Nahrungsmitteln, Wasser und Gesundheitsdiensten. Caritas 
International bezeichnete die humanitäre Situation als katastrophal. Erste Menschen seien bereits verhungert, vor 
allem Kinder seien dramatisch unterernährt. Fast alle der rd. 4,5 Millionen Einwohner der Region benötigten 
humanitäre Hilfe, insbesondere die Bevölkerung im zentralen und östlichen Tigray. Zwar hat der UNHCR wieder 
Zugang zu den Flüchtlingslagern in Mai Aini und Adi Harush im Süden Tigrays in denen rund 25.000 eritreische 
Flüchtlinge leben, nicht jedoch zu den Flüchtlingslagern Shimelba und Hitsats im Norden. Satellitenbilder zeigen, 
dass die Lager teilweise zerstört sind. Es wird deshalb angenommen, dass sich dort keine, oder nur noch wenige 
Flüchtlinge aufhalten. Anfragen des UNHCR hat die äthiopische Regierung unbeantwortet gelassen. Berichten 
zufolge sollen Hilfsgüter, die für Tigray bestimmt sind, in die Nachbarprovinz Amhara umgeleitet werden. Der 
äthiopischen Regierung wird vorgeworfen, „Hunger als Waffe“ gegen die Bevölkerung in Tigray einzusetzen. 

Äthiopien und Somalia bestreiten Einsatz somalischer Soldaten in Tigray 
Im Hinblick auf Gerüchte, dass Hunderte somalische Soldaten nach einer militärischen Ausbildung in Eritrea bei 
Kämpfen in Tigray ums Leben gekommen seien, bestritt die äthiopische Regierung die Beteiligung somalischer 
Soldaten im Konflikt in der Region Tigray ebenso, wie kurz zuvor auch Somalias Informationsminister Osman 
Dubbe.  

Afghanistan 

Rückkehr 
Nach Angaben des UN Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (OCHA) sind im vergangenen Jahr fast 
868.000 Afghanen und Afghaninnen ohne Papiere aus den Nachbarländern Iran und Pakistan zurückgekehrt. Der 
Großteil entfiel auf Iran (rd. 860.000), der kleinere Teil kam aus Pakistan (rd. 7.900). Etwa 6.000 Afghanen und 
Afghaninnen seien aus der Türkei abgeschoben worden. Ein Sprecher des afghanischen Ministeriums für 
Geflüchtete und Rückkehrende beziffert die Gesamtzahl der Rückkehrenden aus Iran ebenfalls mit 850.000 und die 
aus Pakistan jedoch mit 250.000. Weiterhin seien nach seinen Angaben 12.000 Personen aus der Türkei 
zurückgekehrt und 270 aus europäischen Ländern nach Afghanistan abgeschoben wurden, während 665 Personen 
freiwillig in ihre Heimat zurückkehrten. 
Nach UN-Angaben werden infolge der COVID-19-Pandemie in Verbindung mit dem anhaltenden Konflikt und 
Naturkatastrophen in diesem Jahr voraussichtlich 18,4 Millionen Afghanen und Afghaninnen, nahezu die Hälfte der 
Bevölkerung, auf humanitäre Hilfe angewiesen sein. Afghanistan hat derzeit die weltweit zweithöchste Anzahl von 
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Menschen in akuter Ernährungsunsicherheit (5,5 Millionen), fast jedes zweite Kind unter fünf Jahren wird im Jahr 
2021 von akuter Unterernährung betroffen sein. 

Anschläge, Kampfhandlungen, zivile Opfer 
Nach Recherchen der New York Times wurden im Januar 2021 (Stand: 21.01.21) 206 auf Regierungsseite stehende 
Kräfte und 64 Zivilisten getötet. Der Nachrichtensender TOLOnews bezifferte am 25.01.21 die Zahl der 
sicherheitsrelevanten Vorfälle in Kabul in den letzten 100 Tagen mit 177, wobei ebenso viele Menschen getötet 
und 360 verletzt worden seien.  
Opfer gezielter Anschläge wurden in der vergangenen Woche außer Dienst befindliche Militärangehörige (in 
Kandahar und Kabul) sowie ein Direktor der Da Afghanistan Bank (in Kabul). Am 25.01.21 wurde in Kabul ein 
Fahrzeug der italienischen Botschaft von einem Sprengsatz getroffen. Von den afghanischen Insassen, die für die 
Botschaft arbeiteten, wurde eine Person verletzt. 

Taliban erpressen Millionen aus Aufbauprojekten 
Presseberichten zufolge würden die Taliban nicht nur über Checkpoints und „Steuern“ in von ihnen kontrollierten 
Gebieten, sondern auch bei Entwicklungs- und Aufbauprojekten Millionen von Afghanis (1 EUR : 93,90 AFN, Stand: 
25.01.21) kassieren. So würden etwa Firmen, die im Bau- oder Telekommunikationssektor tätig sind, Opfer von 
Erpressungen seitens der Taliban. 

DR Kongo 

Ehemaliger Chef der Wahlkommission verhaftet 
Laut einem Medienbericht wurde am 18.01.21 der ehemalige Chef der Wahlkommission Daniel Ngoy Mulunda 
verhaftet. Beschuldigt wird er der Aufwiegelung zum Hass und des Untergrabens der staatlichen Autorität. Ngoy 
Mulunda hatte am 16.01.21 der Ermordung des damaligen Präsidenten Laurent-Desiré Kabila anlässlich deren 20. 
Jahrestages gedacht und dabei der aktuellen Regierung von Präsident Tshisekedi „diktatorisches Verhalten“ 
vorgeworfen. Unter Mulunda, als Chef der Wahlkommission, hatte der Sohn und Nachfolger des ermordeten 
Präsidenten, Joseph Kabila, laut offiziellem Ergebnis in Kabilas Heimwahlkreis bei der Präsidentschaftswahl 2011 
100 % der Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von 99,46 % erhalten. In seiner Rede am 16.01.21 warnte Ngoy 
Mulunda auch vor einer Abspaltung der Region Katanga mit ihrer Hauptstadt Lumumbashi, der zweitgrößten Stadt 
der DR Kongo, vom Rest des Landes. Katanga gilt als Region mit den größten Mineralvorkommen und als 
Machtbasis für den weiterhin einflussreichen Joseph Kabila. Am 06.12.20 war es zum Bruch zwischen den bislang 
gemeinsam regierenden Parteienkoalitionen von Präsident Tshisekedi und von Kabila gekommen (vgl. BN v. 
14.12.20). 

Ghana 

COVID-19-Pandemie: Steigende Infektionszahlen; Festnahmen 
Nach vom Ghana Health Service (GHS) veröffentlichten Statistiken stiegen die Infektionszahlen seit Ende 
Dezember 2020 von täglich um die hundert auf zuletzt 635 (Stand: 19.01.21). Als Reaktion auf die steigenden Zahlen 
verkündete Präsident Akufo-Addo am 17.01.21, dass er die Polizei angewiesen habe, bestehende Vorschriften zum 
Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes im öffentlichen Raum durchzusetzen. Seitdem wurden u.a. in Accra, Cape 
Coast, Koforidua und Tema insgesamt mehrere hundert Personen wegen Verstößen gegen dieseVorschriften teils 
vorübergehend festgenommen. Es können Geldstrafen von 12.000 bis 60.000 GHS (ca. 1.688 bis 8.439 EUR, Stand: 
25.01.21) und/oder Haftstrafen von vier bis zehn Jahren verhängt werden. 

Indien 

Zwischenfall an der Line of Actual Control 
Am 20.01.21 kam es an der Grenzlinie zwischen China und Indien (Line of Actual Control, LAC) auf dem Gebirgspass 
Naku La im nordöstlichen Bundesstaat Sikkim zu einem neuerlichen Zwischenfall durch Militärs beider Länder. 
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Nach indischen Militärangaben wurde eine Einheit der chinesischen Volksbefreiungsarmee (PLA) zurückgedrängt, 
nachdem diese auf von Indien beanspruchtes Territorium vorgedrungen war. Satellitenaufnahmen zeigen 
außerdem, dass China rd. fünf Kilometer hinter der Grenzlinie auf indischem Gebiet im nordöstlichen Bundesstaat 
Arunachal Pradesh eine Ansiedlung in Dorfgröße errichtet hat. 

Andauernde Proteste gegen Liberalisierung des Agrarsektors 
Am 21.01.21 lehnten Bauernverbände während der anhaltenden Proteste gegen die vorgesehene Privatisierung des 
Agrarsektors (vgl. BN v. 07.12.20) ein Zugeständnis der indischen Regierung, die neue Gesetzgebung für 18 Monate 
zu suspendieren, ab und fordern stattdessen weiterhin deren vollständige Aufhebung. In der indischen Hauptstadt 
Neu-Delhi wird in dieser Woche nach der Militärparade zum Tag der Republik (26. Januar) ein weiterer, groß 
angelegter Protest stattfinden. 

Irak 

Anschläge in Bagdad 
Am 21.01.21 kam es in Bagdad auf dem Tayaran-Platz auf einem Markt, auf dem v.a. gebrauchte Kleidung gehandelt 
wird, zu einem Doppelanschlag. Der erste Attentäter täuschte einen Krankheitsanfall vor und zündete einen 
Sprengstoffgürtel, als Umstehende ihm helfen wollten; kurz darauf zündete ein zweiter Attentäter ebenfalls einen 
Sprengstoffgürtel, nachdem freiwillige Helfer die Verwundeten versorgen wollten. Insgesamt kam es zu 32 Toten 
und einer hohen Zahl an Verletzten. Der IS übernahm die Verantwortung für diesen Anschlag, den ersten dieser Art 
in Bagdad seit fast drei Jahren. 
In der Nacht vom 22.01.21 auf den 23.01.21 kam es zudem zu einem Angriff auf den Flughafen von Bagdad. Drei 
Katjuscha-Raketen wurden abgefeuert, richteten aber nur geringen Sachschaden an. Verletzt wurde niemand. 

Gefecht nahe Tikrit 
In der Nacht vom 23.01.21 auf den 24.01.21 kam es östlich von Tikrit zu einem Feuergefecht zwischen dem IS und 
Einheiten der Volksmobilisierungseinheiten (PMU). Mindestens elf Milizionäre wurden dabei getötet, über Verluste 
des IS ist derzeit nichts bekannt. Die beteiligte Miliz war nach unterschiedlichen Quellen in den sozialen Medien 
die Badr-Organisation.  

Iran 

Religionsfreiheit 
Laut Berichten von Menschenrechtsorganisationen wurden am 21.01.21 zwei Anhängerinnen der Bahai-Religion 
von einem Revolutionsgericht in Teheran zu einer Gefängnisstrafe von jeweils fünf Jahren verurteilt. Beide Frauen 
waren bereits im Jahr 2017 festgenommen und zunächst nach Hinterlegung einer Kaution freigelassen worden. In 
einem ersten Prozess waren die Frauen wegen Beeinträchtigung der nationalen Sicherheit aufgrund der Führung 
einer Bahai-Organisation zu zehn bzw. fünf Jahren Haft sowie gemeinnütziger Arbeit verurteilt worden. Dieses 
Strafmaß wurde mit dem aktuellen Urteil eines Berufungsgerichts für eine der beiden Angeklagten auf fünf Jahre 
gesenkt. 

Verhaftungen in kurdischen Provinzen halten an 
Die vor zwei Wochen begonnene Verhaftungswelle in den Provinzen Kurdistan, West Aserbaidschan und Alborz 
hält an (vgl. BN v. 18.01.21). Nach Angaben der kurdischen Menschenrechtsorganisation Hengaw und des 
Netzwerkes für Menschenrechte in Kurdistan wurden vom iranischen Geheimdienst zwischen 50 und 67 Personen 
festgenommen. Die Betroffenen befinden sich zurzeit in Untersuchungshaft in Urumiye und konnten noch nicht 
mit ihren Anwälten sprechen.  
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Jemen 

Hilfsgruppen drängen auf Aufhebung der Terroristeneinstufung 
Die USA gestatten trotz der Einstufung der Houthi-Rebellen als Terrororganisation (vgl. BN v. 11.01.21) weiterhin, 
dass Hilfsorganisationen, die UN und das Rote Kreuz, mit ihnen kooperieren. Auch Lieferungen von Agrargütern, 
Medikamenten und medizinischen Geräten sind erlaubt. Hilfsorganisationen befürchten jedoch, dass sich die 
humanitäre Situation im Land dennoch weiter verschlechtern wird. 22 Hilfsorganisationen forderten daher in einer 
am 24.01.21 veröffentlichten Stellungnahme eine „sofortige Rücknahme“ der US-Einstufung. Kritiker befürchten, 
dass sonst eine Importlücke entsteht, die durch humanitäre Hilfe nicht kompensiert werden kann. 

Spannungen zwischen dem STC und der jemenitischen Regierung 
Spannungen zwischen dem Southern Transitional Council (STC) und der jemenitischen Regierung, die sich Ende 
2020 auf eine gemeinsame Regierung geeinigt haben (vgl. BN v. 22.12.20), nahmen in den letzten Wochen wieder 
zu. Zum einen lehnte der STC die von Präsident Hadi vorgenommenen Ernennungen in die neue Regierung ab und 
behauptete, nicht vorab konsultiert worden zu sein. Zum anderen haben die Security Belt Forces (SBF), der 
militärische Arm des STC, Berichten zufolge eine neue Militäreinheit in Aden gegründet, die Aden Ring Belt Forces, 
was ebenfalls gegen frühere Vereinbarungen zwischen den beiden Parteien verstoßen könnte. 

Kolumbien 

EU-Außenbeauftragter fordert Maßnahmen gegen anhaltende Gewalt 
In einer schriftlichen Stellungnahme vom 12.01.21 hat der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell von der 
kolumbianischen Regierung strukturelle Maßnahmen zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern, sozialen 
Aktivisten und Umweltschützern gefordert. Hintergrund des Appells ist die weiter anhaltende Gewalt gegen diese 
Personengruppen und gegen ehemalige FARC-Kämpfer. Laut Medienberichten wurden in Kolumbien allein in der 
ersten Januarhälfte 2021 zehn Personen aufgrund ihres gesellschaftlichen Engagements getötet. Beobachter 
konstatieren, dass die Gewalttaten überwiegend in abgelegenen Regionen stattfinden und von Akteuren verübt 
werden, die territoriale Kontrolle anstreben. (vgl. BN v. 31.08.20). 

Kosovo 

Parlamentswahl: Ausschluss Kurtis  
Medienberichten zufolge hat die Zentrale Wahlkommission den führenden Oppositionspolitiker Albin Kurti von 
der vorgezogenen Parlamentswahl am 14.02.21 ausgeschlossen. Es war die Rede von insgesamt 47 
ausgeschlossenen Kandidaten aus 15 von 28 eingereichten Listen. Die Wahlkommission selbst hat bislang keine 
Namen genannt. Kurti führte vom 03.02.20 bis zum 25.03.20 eine Koalitionsregierung aus seiner links-nationalen 
Vetëvendosje (Selbstbestimmung) und der konservativen Demokratischen Liga Kosovos (LDK). Nach dem schnellen 
Bruch der Koalition blieb Kurti geschäftsführend im Amt, bis das Parlament ihn schließlich durch die Wahl des LDK-
Politikers Avdullah Hoti zum Premierminister ablöste (vgl. BN v. 08.06.20). 
In dem Urteil des Verfassungsgerichts, welches die vorgezogene Neuwahl nötig machte (vgl. BN v. 11.01.21), 
bestand das Verfassungsgericht auf die Anwendung einer Vorschrift des Wahlgesetzes, wonach unwählbar ist, wer 
in den vergangenen drei Jahren rechtskräftig wegen einer Straftat verurteilt wurde. Zusammen mit drei weiteren 
Vetëvendosje-Abgeordneten war Kurti am 03.01.18 wegen des Zündens von Tränengas im Parlament zu einer 
Bewährungsstrafe verurteilt worden. Den von einem Ausschluss Betroffenen steht nach Medienberichten ein 
zweistufiger Rechtsweg offen. Sechs Parteien, darunter Vetëvendosje und die konservative Allianz für die Zukunft 
Kosovos (AAK), sollen bereits gegen die Entscheidung der Wahlkommission Widerspruch eingelegt haben. 
Vetëvendosje warf der Vorsitzenden der Wahlkommission Parteilichkeit vor. 

Verfahren um mutmaßlichen Amtsmissbrauch im Zusammenhang mit Kriegsrenten 
Ein Gericht in Pristina sprach am 19.01.21 zwölf Angeklagte aus Mangel an Beweisen vom Vorwurf des 
Amtsmissbrauchs frei. Sie waren beschuldigt worden, eine offizielle Liste von Veteranen der Befreiungsarmee 
Kosovos (UÇK) um die Namen von Personen ergänzt zu haben, die in Wahrheit nicht 1998-1999 am Krieg gegen 
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Serbien teilgenommen hätten. Unter den Angeklagten befand sich Agim Çeku, von März 2006 bis Januar 2008 
Premierminister des noch unter der Verwaltung der United Nations Interim Administration Mission in Kosovo 
(UNMIK) stehenden Kosovos sowie von Februar 2011 bis Dezember 2014 Minister der Sicherheitskräfte. Von 
September 2012 an war Çeku zudem Vorsitzender einer Kommission zur Verifizierung des Kriegsveteranenstatus. 
Auch die anderen Angeklagten, darunter ehemalige Parlamentsabgeordnete, gehörten dieser Kommission an. 
UÇK-Veteranen wie auch Angehörige von verstorbenen oder pflegebedürftigen Veteranen haben Anspruch auf 
Renten, welche solche aus anderen Ansprüchen sowie Sozialhilfen deutlich übersteigen. Im Verlauf des Verfahrens 
war von 19.000 Personen, die fälschlicherweise Veteranenstatus erhalten hätten, die Rede. Der ursprünglich mit 
den Ermittlungen betraute Staatsanwalt war am 15.08.18 nach eigenen Angaben aufgrund andauernder Drohungen 
gegen ihn zurückgetreten. Gegen die nun ergangenen Freisprüche will die Staatsanwaltschaft Rechtsmittel 
einlegen. Andere Verfahren gegen weitere im selben Zusammenhang Beschuldigte führten zum Teil zu 
Schuldsprüchen oder sind noch anhängig. 

Libanon 

COVID-19-Pandemie 
Der vollständige Lockdown des Landes zeigt Wirkung. Die Zahlen der Neuinfektionen gingen von zeitweilig über 
5.000 zurück auf rd. 3.000. Am 24.01.21 wurden 50 Tote gemeldet. Die Auslastung der Krankenhäuser in Beirut wird 
mit 98 % angegeben, zudem sei das Durchschnittsalter der Patienten signifikant gesunken. Die Weltbank hat 
inzwischen einen Kredit über 32 Millionen US-Dollar zugesagt, um einen Teil der Impfdosen für den Libanon zu 
finanzieren; 750.000 Impfdosen für das Land mit ca. 6,8 Millionen Einwohnern will die Weltbank auf diese Weise 
vollständig finanzieren. 

Mali 

Zivilisten bei Luftangriff getötet 
Bei einem Luftangriff in der Region Mopti sollen laut lokalen Angaben am 03.01.21 mindestens 20 Zivilisten, 
darunter auch Frauen und Kinder getötet worden sein. Während einer Hochzeitsfeier im Dorf Bounti (Region Mopti) 
soll ein nicht identifizierter Hubschrauber das Feuer eröffnet haben. Ärzte ohne Grenzen (MSF) versorgte am 
03.01.21 acht schwerverletzte Personen, die bei einem Angriff in den Dörfern Bounti und Kikara (Region Mopti) in 
Zentralmali verletzt worden waren. 
Das französische Miliär gab am 05.01.21 bekannt, dass es am 03.01.21 in Zentralmali bei einer Militäraktion 
Dutzende Dschihadisten getötet habe. Dass es sich dabei auch um eine Hochzeitsfeier gehandelt haben könnte, 
wurde vom französischen und malischen Militär zurückgewiesen. Der Luftangriff sei ein Präzisionsangriff auf eine 
dschihadistische Gruppe gewesen, der nach eingehender Überwachung erfolgt sei. 
Auch drei Wochen nach dem Vorfall sind die Umstände des Angriffs auf das Dorf weiter unklar. Eine Untersuchung 
des Vorfalls hat bisher nicht stattgefunden. 

Malische Soldaten bei Angriffen getötet 
Am 24.01.21 kam es in Zentralmali in der Nähe der Grenze zu Burkina Faso zu einem Doppelanschlag gegen das 
malische Militär. Bei dem koordinierten Angriff von mutmaßlichen Dschihadisten auf die Militärstützpunkte in den 
Orten Boulkessi und Mondoro sollen sechs malische Soldaten getötet und 18 Soldaten verletzt worden sein. Rund 
30 mutmaßliche Dschihadisten sollen getötet worden sein. Militärische Ausrüstung und Motorräder konnten von 
den Angreifern beschlagnahmt werden. 
Am 21.01.21 waren drei malische Soldaten in der Gegend Mondoro von einer Bombe getötet worden. Bisher hat 
sich niemand zu den Angriffen bekannt. 
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Moldau 

Verfassungsgericht kassiert Sprachengesetz 
Das Verfassungsgericht der Republik Moldau erklärte am 21.01.21 ein umstrittenes Gesetz für verfassungswidrig, 
welches die russische Sprache offiziell als Sprache der interethnischen Kommunikation anerkannt hatte. Zur 
Begründung führte das Gericht aus, dass das Gesetz der russischen Sprache einen ähnlichen Status einräumen 
würde wie der rumänischen Sprache, die als einzige Staatssprache in der Verfassung verankert ist. Das Gesetz war 
erst im Dezember 2020 von einer parlamentarischen Mehrheit im Eilverfahren und ohne Unterstützung der 
neugewählten Staatspräsidentin Maia Sandu angenommen worden. 

Montenegro 

Parlament stimmt erneut für Reform des Religionsgesetzes 
Nachdem Staatspräsident Milo Đukanović der Novelle des umstrittenen Gesetzes über die „Religions- und 
Glaubensfreiheit sowie die rechtliche Stellung religiöser Gemeinschaften“ Anfang Januar 2021 die Unterschrift 
verweigert hatte (vgl. BN v. 11.01.21), votierte das Parlament am 20.01.21 zum zweiten Mal für die 
Gesetzesänderungen. Die Opposition boykottierte die Abstimmung. Kritiker sahen in der ursprünglichen Fassung 
des Gesetzes einen staatlichen Angriff auf die Serbisch-Orthodoxe Kirche in Montenegro, deren Eigentumsrechte 
auf Gebäude und Grundstücke infrage gestellt wurde. Dies führte Ende 2019 zu massiven Protesten gegen die 
Regierung sowie zu Stimmeinbußen von Đukanovićs Demokratischer Partei der Sozialisten (DPS) bei der 
Parlamentswahl im August 2020. Die Novelle sichert das Eigentum der Kirche rechtlich ab. Laut Verfassung kann 
der Präsident die Unterschrift nach einer zweiten Gesetzesverabschiedung nicht noch einmal verweigern. 

ANB leitet nach kritischen Medienberichten interne Untersuchung ein 
Laut aktuellen Medienberichten hat der neue kommissarische Chef der Agentur für Nationale Sicherheit (ANB), 
Dejan Vuksic, am 20.01.21 angekündigt, Medienberichten nachzugehen, wonach einzelne Beamte der ANB 
belastende Dokumente über illegale Abhörmaßnahmen und Überwachung vernichtet hätten. Eine interne 
Untersuchung sei bereits eingeleitet worden. Gegenüber der Tageszeitung Vijesti äußerte Vuksic, es gebe einen 
begründeten Verdacht, dass es sich bei der Anlage betreffender geheimer Akten um eine grob verfassungswidrige 
Handlung ohne die geforderte vorherige Übereinstimmung mit dem Gesetzgeber gehandelt habe. Laut Gesetz sei 
Überwachung und Abhörung ebenso wie eine spätere Vernichtung von hierüber angelegten Dokumenten nur auf 
Anordnung des ANB-Chefs oder des Staatsanwalts möglich. Vuksic, ein Anwalt und Funktionär der pro-serbischen 
Koalition „Für die Zukunft Montenegros“, war am 17.12.20 nach Entlassung seines Vorgängers, welcher der 
Vorgängerregierung nahestand, von der neuen Regierung zum kommissarischen Leiter gewählt worden. Die 
endgültige Besetzung des Amtes sei für Februar 2021 angekündigt worden. 

Niger 

Soldaten sterben bei Anschlag 
Bei einem Sprengstoffanschlag in der Region Diffa im Südosten des Landes wurden am 18.01.21 mindestens vier 
Soldaten getötet und acht schwer verletzt. Nach einer Erklärung des Verteidigungsministeriums steht der Vorfall 
im Zusammenhang mit einem Angriff auf einen Militärposten in der Region am Vortag. Die genauen Umstände 
wurden zunächst nicht bekannt. 

Nigeria 

Weiterhin größte Volkswirtschaft des Kontinents 
Nigeria bleibt die größte Volkswirtschaft Afrikas. Das geht laut Medienberichten aus aktuellen Zahlen des 
Internationalen Währungsfonds (IWF) hervor. Im globalen Ranking belegt Nigeria derzeit den 26. Platz. Vertreter 
des IWF machten aber auch deutlich, dass Nigeria vor verschiedenen wirtschaftlichen Herausforderungen steht, 
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wie etwa einer hohen Inflation, erheblichen Kapitalabflüssen ins Ausland und den Folgen der COVID-19-Pandemie. 
Auch die niedrigen Ölpreise zeigten ungünstige Auswirkungen auf die Volkswirtschaft des erdölreichen Staates. 

Menschenrechtsbilanz 2020 
Die schwierige Sicherheitslage im Nordosten sowie Schikanen und Angriffe von Sicherheitskräften gegen 
Demonstranten zählen hinsichtlich der Menschenrechtslage zu den größten aktuellen Herausforderungen. Das 
geht aus dem Jahresbericht von Human Rights Watch (HRW) vom 13.01.21 zur Menschenrechtssituation 2020 
hervor. Die Sicherheitslage im Nordosten sei besonders besorgniserregend, da Boko Haram und die von Boko 
Haram abgespaltene Gruppierung Islamic State West Africa Province (ISWAP) weiterhin zivile, humanitäre und 
militärische Ziele angreifen. Vielerorts in Nigeria bekannt gewordene Fälle von Polizeigewalt würden eine Reform 
des Sicherheitssektors erfordern. Landesweite Proteste der End SARS genannten Bewegung gegen Polizeigewalt 
und staatliche Willkür hatten im Oktober 2020 internationales Aufsehen erregt (vgl. BN v. 26.10.20). 

Nordmazedonien 

Beschaffung von Impfstoffen gegen COVID-19 verzögert sich 
Laut aktuellem Medienbericht der journalistischen Plattform Balkan Investigative Reporting Network (BIRN) vom 
21.01.21 sei das Land in Bezug auf die Impfstrategie hinter Europa und sogar hinter einigen seiner Nachbarn 
zurückgeblieben. Nach offiziellen Ankündigungen sollten die Impfungen eigentlich im Februar 2021 beginnen. Das 
Gesundheitsministerium habe BIRN auf Anfrage mitgeteilt, dass das Land zu Beginn der Bereitstellung von 
Impfstoffen keine Gelegenheit gehabt hätte, direkt mit den Herstellern zu verhandeln, da dies nur den EU-
Mitgliedstaaten möglich gewesen sei. Man habe aber unmittelbar direkte Gespräche mit dem Hersteller 
aufgenommen, sobald diese Option verfügbar wurde. Laut Gesundheitsministerium befinde sich nun auch der 
direkte Beschaffungsprozess sowie ein Vertrag mit dem Impfstoffhersteller Pfizer in der Endphase. Diesbezügliche 
Gesetzesänderungen würden im Parlament am 25.01.21 zur Abstimmung vorgelegt werden. Unabhängig davon 
würde der COVAX-Verteilmechanismus der EU (für einen fairen Zugang zum Impfstoff) ab Februar 2021 umgesetzt 
werden, die ersten Impfdosen daraus erwarte man im März 2021. 

Pakistan 

COVID-19-Pandemie: Pläne zu bevorstehenden Impfungen 
Nach pakistanischen Regierungsangaben vom 21.01.21 ist China bereit, Pakistan eine halbe Million Impfdosen 
gegen das Coronavirus zu spenden. Zunächst sollen Mitarbeiter im Gesundheitswesen, ältere Bürger und Menschen 
mit chronischen Erkrankungen wie Diabetes oder Herzkrankheiten die Impfung kostenfrei erhalten. Zusätzlich ist 
eine Impfkampagne der Weltgesundheitsorganisation (WHO) vorgesehen. 

Erfolgreicher Test einer nuklearfähigen Mittelstreckenrakete 
Laut Mitteilung vom 20.01.21 hat das pakistanische Militär erfolgreich eine mit Atomsprengköpfen bestückte 
Mittelstreckenrakete getestet. Die Boden-Boden-Rakete mit einer Reichweite von 2.750 km landete im Arabischen 
Meer. Die Raketen vom Typ Shaheen-3 könnten somit Ziele im Nachbarland Indien, aber auch im Nahen Osten 
erreichen. 

Proteste der Oppositionsbewegung erreichen Islamabad 
Am 19.01.21 protestierten in der pakistanischen Hauptstadt Islamabad Tausende Anänger der 2020 gegründeten 
Oppositionsbewegung Pakistan Democratic Movement (PDM), einem Zusammenschluss mehrerer pakistanischer 
Oppositionsparteien (vgl. BN v. 12.10.20), gegen die amtierende von Premierminister Imran Khan angeführte 
Regierung der Gerechtigkeitsbewegung Pakistan Tehreek-e-Insaf (PTI). 
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Russische Föderation 

Landesweite Proteste für die Freilassung von Putin-Kritiker Nawalny 
In Russland sind am 23.01.21 landesweit Zehntausende Menschen trotz Druck seitens der Behörden und großer 
Polizeiaufgebote einem Protestaufruf von Oppositionspolitiker Alexej Nawalny gefolgt. Bei Kundgebungen in mehr 
als 100 Städten sind Bürgerrechtlern zufolge mehr als 3.500 Menschen festgenommen worden. Die 
Sicherheitskräfte gingen dabei teils mit massiver Gewalt vor. Die russischen Behörden warfen Demonstrierende 
vor, Polizisten angegriffen zu haben. Allein in Moskau wurden mindestens 1.360 Demonstrierende festgesetzt und 
523 weitere Festnahmen gab es demnach in St. Petersburg. Angaben von Russlands Kinderrechts-Beauftragten 
zufolge wurden auch rd. 300 Minderjährige in Gewahrsam genommen. Die Demonstrierenden protestierten gegen 
Präsident Wladimir Putin und forderten die Freilassung Nawalnys. Der bekannteste Kritiker Putins war am 17.01.21 
nach seiner Rückkehr aus Deutschland in Moskau festgenommen worden. Am 18.01.21 verhängte ein russisches 
Gericht in einem Eilverfahren 30 Tage Haft gegen ihn wegen des Verstoßes gegen Bewährungsauflagen. Die USA 
und der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell kritisierten das harte Vorgehen der Sicherheitskräfte und forderten die 
sofortige Freilassung der Verhafteten und von Alexej Nawalny. 

Simbabwe 

Drei Kabinettsmitglieder an COVID-19 gestorben; Ärzte verantwortlich gemacht 
Seit Anfang Januar 2021 sind drei Regierungsmitglieder (nach Angaben von Associated Press (AP) ohne namentliche 
Nennung vier) an den Folgen einer COVID-19-Erkrankung verstorben: Außenminister Sibusiso Moyo, 
Transportminister Joel Biggie Matiza, Ministerin für Manicaland Ellen Gwaradzimba. Daneben erlagen zuletzt 
weitere hochrangige Politiker und Prominente dem Virus.  
Der Sprecher der Regierung Nick Mangwana, machte am 24.01.21 auf Twitter Ärzte für den Tod der 
Regierungsmitglieder verantwortlich. Sie hätten den Patienten in Abhängigkeit von deren Parteiangehörigkeit den 
Entzug der Sauerstoff-Behandlung angedroht. Er schrieb von „medical assassins“. Mangwana berief sich darauf, 
mit diesen Anschuldigungen lediglich eine öffentliche Debatte aufgegriffen zu haben, kündigte jedoch auch an, die 
betroffenen Ärzte würden von der Polizei hören. Seine Tweets lösten starke Reaktionen aus. Die Ärztevereinigung 
Zimbabwe Association of Doctors for Human Rights (ZADHR) etwa wies die Vorwürfe zurück und warnte vor einer 
möglichen Destabilisierung des mit der Eindämmung der Pandemie stark geforderten Gesundheitssystems. 
Simbabwe verzeichnet seit Ende Dezember 2020 eine ansteigende Betroffenheit durch die COVID-19-Pandemie. 
Nach Zahlen der Johns Hopkins University sind in dem Land bislang 31.320 COVID-19-Infektionen erfasst worden, 
von diesen allein 17.453 bisher im Januar 2021. Im Zusammenhang mit der Pandemie wurden 1.005 Todesfälle 
gezählt. Simbabwe hat nach Angaben von Präsident Emmerson Mnangagwa bislang noch keine Impfdosen 
erhalten. Verantwortliche Gesundheitsfunktionäre würden noch entscheiden, welchen Impfstoff das Land erstehen 
wird. 

Somalia 

Schwerer Angriff auf al-Shabaab durch ugandische AMISOM-Soldaten 
Das ugandische Militär gab an, 189 al-Shabaab-Kämpfer bei Luft- und Bodenangriffen auf die militante Gruppe am 
22.01.21 getötet zu haben. Die ugandischen Soldaten sind Teil der Friedensmission AMISOM in Somalia. Berichten 
zufolge griffen ugandische Soldaten al-Shabaab in den Dörfern Sigaale, Adimole und Kayitoy in der Region Lower 
Shabelle an. Zwei al-Shabaab-Kommandeure wurden festgenommen und an die somalische Armee übergeben. Es 
sollen keine Zivilisten betroffen gewesen sein. 

Amerikanische Truppen vollständig abgezogen 
Wie von der US-Regierung am 04.12.20 angekündigt (vgl. BN v. 07.12.20), wurden inzwischen alle amerikanischen 
Truppen aus Somalia abgezogen. Schätzungsweise 700 Soldaten waren in Somalia stationiert und hatten sich an 
Anti-Terror-Operationen und an der Ausbildung einer Elite-Spezialeinheit (den Danab Special Forces) beteiligt. Die 
USA haben der somalischen Regierung weitere Unterstützung zugesagt, auch wenn die Soldaten zukünftig in 
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Nachbarländern stationiert sein werden. Es ist nicht bekannt, ob der neu gewählte US-Präsident Joe Biden diese 
Entscheidung rückgängig machen wird. 

Angriffe auf Behördenvertreter 
In der vergangenen Woche gab es mehrere Angriffe auf Behördenvertreter. Bei einer Landminenexplosion am 
17.01.21, die den Konvoi eines regionalen Beamten in der Nähe von Teshile, Region Lower Shabelle, zum Ziel hatte, 
wurden mindestens sechs Menschen getötet und acht verwundet. Der Beamte selbst überlebte den Anschlag. Al-
Shabaab übernahm die Verantwortung für den Angriff und gab an, dass dieser auf die sogenannten Danab Special 
Forces des somalischen Militärs abzielte.  
 Am 19.01.21 wurden bei einer weiteren Landminenexplosion in Garasbale, in der Nähe von Mogadischu, mehrere 
Personen, darunter ein stellvertretender Kommissar, getötet und verletzt. Auch für diesen Anschlag übernahm al-
Shabaab die Verantwortung.  
Am 21.01.21 wurde der Distriktkommissar für den Bezirk Hodan in Mogadischu bei einem Schusswechsel zwischen 
seinen Leibwächtern und der Polizei getötet. Der Grund für die Schießerei ist nicht bekannt. 

Syrien 

Zivile Tote bei israelischem Angriff auf militärische Ziele 
Syrische Staatsmedien berichteten über einen israelischen Luftangriff im Gouvernement Hama am 22.01.21, bei 
dem vier Familienmitglieder getötet worden sein sollen. Vier weitere Zivilisten sollen verletzt und drei Häuser 
zerstört worden sein. Die syrische Luftabwehr habe einen Teil der Geschosse abfangen können. 
Die oppositionsnahe Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte berichtete, der israelische Angriff habe fünf 
Stellungen iranisch unterstützter Milizen gegolten. Die Ziele seien alle getroffen und zerstört worden. Jedoch waren 
Trümmerteile von abgefangenen Raketen auf zivile Wohngebiete herabgestürzt, wodurch die unbeteiligten 
Zivilisten getötet worden sein sollen. 
Von israelischer Seite wurde der Vorfall nicht kommentiert.  

Währungsverfall und Wirtschaftskrise: 5.000 SYP Banknote eingeführt 
Die syrische Zentralbank brachte am 24.01.21 einen neuen Geldschein in Umlauf. Die syrische Lira (auch: syrisches 
Pfund, SYP) wird aktuell zu einem Kurs von 1.250:1 zum US-Dollar gehandelt. Auf dem Schwarzmarkt soll der Kurs 
etwa doppelt so hoch sein. 
Das zentrale Statistikamt berichtet unterdessen, dass sich die Inflationsrate von 2019 auf 2020 verdoppelt habe. 
Die Preise für Grundnahrungsmittel wie Linsen und Öl sollen um etwa 15 % angestiegen sein. 
Mit Bezug auf die wirtschaftliche Entwicklung in Syrien sagte der Leiter des UN Office for the Coordination of 
Humanitarian Affairs (OCHA), die vielleicht beunruhigendste Konsequenz sei ein wachsender Rückgriff auf 
Kinderarbeit. Jede zehnte Familie in Syrien berichte, ihre Kinder für den Einkommensverdienst heranzuziehen. 

Togo 

Gewerkschafter festgenommen 
Am 20.01.21 nahm die Polizei drei Mitglieder der neu gegründeten Gewerkschaft der Lehrkräfte Syndicat des 
enseignants du Togo (SET) während einer Zusammenkunft am Sitz der Gewerkschaft Synergie des travailleurs du 
Togo (STT) in Lomé fest. Ihnen wird vorgeworfen, bei der Gründung der SET gegen Vorschriften verstoßen zu 
haben. 

Türkei 

Festnahmen wegen FETÖ-Verbindungen 
Nach Medienberichten nahmen Sicherheitskräfte am 19.01.21 bei landesweiten Operationen gegen die Gülen-
Bewegung (FETÖ) zahlreiche Verdächtige fest. Die Razzien richteten sich gegen ein geheimes Netzwerk von FETÖ-
Mitgliedern innerhalb der türkischen Streitkräfte. Bei der größten Operation in diesem Rahmen erließ die 
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Generalstaatsanwaltschaft in Izmir Haftbefehle gegen 238 verdächtige Soldaten wegen FETÖ-Verbindungen, 
darunter einige Oberste und Oberstleutnante, von denen 173 festgenommen wurden. In der westlichen Provinz 
Balıkesir ordnete die Staatsanwaltschaft die Festnahme von 20 FETÖ-Verdächtigen an, um die Infiltration der 
Gruppe in einer Polizeischule zu untersuchen. 

Werbeverbot wegen Verstoßes gegen das Social-Media-Gesetz 
Wegen Verstoßes gegen das neue umstrittene Social-Media-Gesetz wurde vergangene Woche ein Werbeverbot 
gegen Twitter verhängt, dass auch Twitters Live-Video-App Periscope und die Online-Bildpinnwand Pinterest 
betrifft. Als Grund wurde angeführt, dass die Firmen keinen lokalen Ansprechpartner benannt hätten und damit 
gegen geltendes Recht verstießen. Zudem werde die Bandbreite von Twitter und Pinterest im April um 50 % 
gekappt und ab Mai um 90 %. Nach Medienberichten müssten von nun an Unternehmen ein Bußgeld zahlen, wenn 
sie auf den Plattformen Werbung schalten. Facebook Inc., zu der neben Facebook auch Instagram und WhatsApp 
gehören, habe inzwischen bekanntgegeben, dass sie einen Repräsentanten in der Türkei benennen werde. 

Freispruch für Kavala aufgehoben 
Nach Medienberichten hob ein Berufungsgericht in Istanbul am 22.01.21 den im Februar 2020 erlassenen 
Freispruch für den inhaftierten Geschäftsmann und Kunstmäzen Osman Kavala und acht weitere Personen auf. Die 
Richter in Istanbul entschieden, dass die Fälle erneut von dem zuständigen Gericht geprüft werden sollen, nachdem 
neue Beweise vorgelegt worden seien. Kavala befindet sich seit November 2017 in Haft. Ihm wird neben einer 
Beteiligung an dem Putschversuch im Jahr 2016 auch politische und militärische Spionage vorgeworfen. In einem 
ersten Prozess im Zusammenhang mit den Protesten um dem Istanbuler Gezi-Park war er im Februar 2020 
freigesprochen worden. Er musste jedoch wegen einer neuen Anklage im Zusammenhang mit dem Putschversuch 
erneut ins Gefängnis, obwohl der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte seine Freilassung bereits im 
Dezember 2019 gefordert hatte. Zuletzt hatte das türkische Verfassungsgericht am 29.12.20 entschieden, dass die 
Inhaftierung Kavalas seine Freiheitsrechte nicht verletzt habe. 

Tunesien 

Landesweite Proteste und gewaltsame Unruhen 
Seit dem 15./16.01.21 protestieren vor allem junge Menschengegen die Regierung und die derzeitigen 
wirtschaftlichen Verhältnisse im Land, trotz bestehender Ausgangssperren (20:00 Uhr bis 05:00 Uhr) und einem 
Versammlungsverbot zur Eindämmung des Coronavirus. 
In den vergangenen Nächten kam es immer wieder zu gewaltsamen Zusammenstößen zwischen den 
Protestierenden und den Sicherheitskräften. Neben der Plünderung von Geschäften und Banken warfen 
Protestierende Steine und Molotowcocktails auf die Polizei, die wiederum mit Tränengas und Wasserwerfern gegen 
die Demonstrierenden vorging. Bisher seien Medienangaben zufolge mehr als 600 Personen inhaftiert worden.  
Am 19.01.21 und 23.01.21 demonstrierten mehrere Hundert Menschen im Zentrum von Tunis für die Freilassung 
der Gefangenen, ein Ende der Polizeigewalt und eine Verbesserung der Lebensbedingungen.  
Premierminister Hichem Mechichi und Staatspräsident Kais Saied signalisierten Verständnis für die Forderungen 
der Demonstrierenden, zugleich riefen sie jedoch zu Ruhe auf und verurteilten Gewalt von Seiten der 
Protestierenden.   
Mit dem Sturz und der Flucht des Langzeitherrschers Zine El Abidine Ben Ali aus Tunesien am 14.01.11 wurde ein 
demokratischer Prozess eingeleitet, der nach zehn Jahren nur teilweise die erhofften strukturellen Reformen und 
Veränderungen brachte. Im Land herrscht seit Jahren eine tiefe wirtschaftliche Krise, von Arbeitslosigkeit 
besonders betroffen sind junge Menschen. Die COVID-19-Pandemie hat diese Lage noch weiter verstärkt. 

Vietnam 

Haftstrafe für Aktivistin 
Ein Gericht in der Provinz Hau Giang verurteilte am 20.01.21 die Aktivistin Dinh Thi Thu Thuy wegen 
staatsfeindlicher Aktivitäten zu sieben Jahren Haft. Sie hatte kritische Beiträge u.a. zu einer 2016 von einem 
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taiwanischen Unternehmen verursachten Umweltkatastrophe an der vietnamesischen Küste und zum Umgang der 
Staatsführung mit der COVID-19-Pandemie in sozialen Medien veröffentlicht. 

Weißrussland 

Protestaktionen gegen Präsident Lukaschenko 
Bei Protestaktionen gegen Präsident Lukaschenko wurden am 23.01.21 ca. 100 Personen festgenommen. Die 
Polizei berichtete, die Personen waren in Minsk an mehreren Menschenketten beteiligt, die den Präsidenten zum 
Rücktritt aufgefordert hätten. Seit der behördlichen Verkündung seines Wahlsieges bei der am 09.08.20 
abgeschlossenen Präsidentschaftswahl finden regelmäßig Protestkundgebungen gegen Lukaschenko statt. Die 
Opposition wirft den Behörden Wahlfälschung vor. 

Zentralafrikanische Republik 

Wahlsieg Touadéras bestätigt 
Das Verfassungsgericht bestätigte am 18.01.21 Amtsinhaber Faustin-Archange Touadéra als neuen Präsidenten. Er 
habe die Präsidentenwahl vom 27.12.20 (vgl. BN v. 11.01.21) mit 53,16 % der Stimmen gewonnen. 

Ausnahmezustand ausgerufen 
Als Reaktion auf die jüngsten Rebellenangriffe im Land (vgl. BN v. 18.01.21) verhängte die Regierung am 21.01.21 
einen landesweiten 15-tägigen Ausnahmezustand. 

Rebellenführer stellt sich IStGH 
Am 24.01.21 stellte sich Mahamat Said Abdel Kani, der Anführer einer Gruppe der Séléka-Rebellen, dem 
Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) in Den Haag. Er wurde daraufhin wegen eines im Januar 2019 
ausgestellten Haftbefehls festgenommen. Er soll für Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
verantwortlich sein, die 2013 in der Hauptstadt Bangui verübt worden sein sollen. Die vorwiegend muslimische 
Rebellenallianz Séléka eroberte 2012/2013 große Teile des Landes und stürzte den damaligen Präsidenten François 
Bozizé. Im März 2013 übernahm sie die Kontrolle über Bangui. 
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